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BR Als jemand, der schon an mehre-
ren AKtivitäten des Nuclear Heritage
Network teilgenommen hat, schätze
ich besonders die NukeNews und
weiß, dass es keine einfache Sache
ist, so etwas ohne großes Geld auf-
recht zu erhalten. Für mache von
Euch, welche dieses Infonetzwerk
noch verbessert sehen möchten
(z.B. indem sie einige Übersetzungen
machen) und die persönlichen Kon-
takte unter uns intensivieren wollen,
möchte ich anbieten, etwas wie ein
Arbeits- und Kennenlern-Camp in der
Nähe der südböhmischen Stadt Kap-
lice, nahe der Grenze zu Österreich
gelegen, zu organiseren. Für etwa 5
bis max. 10 Menschen kann ich eine
einfache Unterkunft und tlw. Ver-
pflegung anbieten. Den Transport bis
mindestens Prag oder Linz müsstet
Ihr selber organisieren, mit dem Rest
würde ich Euch so gut es geht helfen.
Zeit: etwa eine Woche im Juli oder
August 2014. Interessierte schreiben
bitte bis etwa März 2014 an b.rie-
pl@eduhi.at.
Die einladende NGO hat einige Erfah-
rungen und Know-How in grenzüber-
schreitenden Kooperationen mit In-
teressen auch den eigentlichen Anti-
Atom-Aktivismus überschreitend, in-
dem versucht wird, Kultur- und
erneuerbare Energieelemente zu in-
tegrieren.
http://sonneundfreiheit.eu
http://slunceasvoboda.eu

In Deutschland lässt sich sehr leicht
eine dichte Vernetzung aus Energie­
konzernen und Politik nachweisen,
die man mit einiger Berechtigung als
„Filz“ bezeichnen kann. Besonders
stark mit der Politik verfilzt ist der
Essener RWE­Konzern, der sowohl zu
SPD­ als auch zu CDU­, FDP­ und ei­
nigen Grünen­Politikern gute Bezie­
hungen hat.

Beispiele hierzu sind u.A. CDU­Poli­
tiker Wolfgang Spelthahn, der
gleichzeitig Aufsichtsrat der RWE
Power AG und Landrat des Kreises
Düren ist, oder der frühere SPD­Poli­
tiker Wolfgang Clement, der u.a.
Bundeswirtschaftsminister und NRW­
Ministerpräsident war und heute
ebenfalls im RWE­Power­Aufsichsrat
sitzt. Allgemein ist die SPD sehr stark
auf Kohle fixiert, denn “Mit der
nordrhein­westfälischen Landesre­
gierung gibt es weder eine Deindus­
trialisierung noch einen übereilten
Ausstieg aus der Kohle.”, wie Minis­
terpräsidentin Hannelore Kraft auf
der Lobby­Seite http://www.braun­
kohle­forum.de mitteilte. Momentan
fordert NRW­Witschaftsminister
Garrelt Duin sogar, dass Kohle­ und
Gaskraftwerke staatlich subventio­
niert werden, da für ihn Braunkohle­
kraftwerke „als wesentlicher Be­
standteil für das Gelingen der Ener­
giewende“ unverzichtbar sind, wie er
vor der Industrie­
und Handelskam­
mer (IHK) NRW
erklärte.

Aber auch vor der
Schule macht RWE
nicht halt: Einige
Schulen legen
RWE­Flyer aus und
hängen RWE­Pla­
kate auf, was
zeigt, wie sehr
RWE mit finanzi­
ellen Mitteln Ein­
fluss auf staatliche
Institutionen
nimmt. Ein weite­

rer Hinweis darauf, wie stark RWE
mit dem Staat auch wirtschaftlich
verfilzt ist, ist, dass RWE an zahlrei­
chen Stadtwerken beteiligt ist, so hält
RWE etwa 20% an der Kölner Rhein­
Energie. Außerdem gibt es in den
RWE­Leitungsgremien zahlreiche
personelle Überschneidungen mit
staatlichen Firmen wie z.B. der KfW
Bankengruppe, der Kreissparkasse
Köln oder der Rhein­Sieg­Abfallwirt­
schaftsgesellschaft. Der eindeutigste
Hinweis hierauf ist aber, dass der
größte RWE­Einzelaktionär die staat­
liche RW Energie­Beteiligungsgesell­
schaft mbH & Co.KG ist, was erklärt,
warum die Kommunen, die die wich­
tigsten Aktionäre der RW Energie­
Beteiligungsgesellschaft sind, in den
meisten Fällen für RWE agieren und
teilweise der Braunkohle sogar ein
eigenes Denkmal widmen.

Auch die Gewerkschaften halten trotz
Entlassungswellen zu RWE, so planen
die IG BCE und ver.di beispielsweise
Gegenaktionen gegen das Klima­
camp, außerdem ist Grünen­Mitglied
und ver.di­Chef Frank Bsirske Mit­
glied im Aufsichtsrat von RWE, was
ihm 2012 laut RWE immerhin
166.000 Euro eingebracht hat.
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